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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Polizei

Der Nationalrat überwies gegen den Antrag des Bundesrates eine Motion Segmüller
(cvp, LU) (08.3208), welche die Landesregierung auffordert, zusammen mit den
Kantonen für einen Ausbau des Bestandes der Polizeikräfte zu sorgen. Dasselbe und
zusätzlich auch noch eine Aufstockung des Grenzwachtkorps speziell für die
Verbrechensbekämpfung in den Grenzregionen verlangte auch eine vom Nationalrat
überwiesene, von der kleinen Kammer aber abgelehnte Motion Robbiani (cvp, TI)
(08.3268). Der Nationalrat und nach ihm auch der Ständerat überwiesen eine Motion
Fehr (svp, ZH) (08.3510) für eine Aufstockung des Grenzwachtkorps um 200-300
Personen. Die kleine Kammer strich allerdings die Nennung einer konkreten Zahl. 1

MOTION
DATUM: 09.12.2009
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Conseil national a adopté une motion du député Robbiani (pdc, TI), qui demandait
au Conseil fédéral de prendre très rapidement des mesures, afin que les pays de l’UE,
et notamment les pays voisins, définissent et fassent connaître la procédure à suivre
pour que les entreprises suisses puissent travailler sur leur territoire. Le député
partait en effet du constat que si la procédure applicable aux entreprises étrangères
qui se prévalent de la libre circulation pour détacher des travailleurs en Suisse se
caractérisait par sa précision et sa simplicité, la réciproque n’était pas de règle. 2

MOTION
DATUM: 06.10.2006
ELIE BURGOS

A l’instar du Conseil national fin 2006, le Conseil des Etats a adopté une motion
Robbiani (pdc, TI), qui demandait au Conseil fédéral de prendre très rapidement des
mesures, afin que les pays de l’UE, et notamment les pays voisins, définissent et fassent
connaître la procédure à suivre pour que les entreprises suisses puissent travailler sur
leur territoire. 3

MOTION
DATUM: 31.12.2007
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die Liberalisierung der früheren Staatsmonopolbereiche Eisenbahnverkehr, Post und
Telekommunikation und die damit verbundenen Anpassungen der dort tätigen
staatlichen Betriebe an die verschärfte Wettbewerbssituation wirkt sich tendenziell
negativ auf die Randgebiete aus. Vorläufig waren die Auswirkungen vor allem beim in
diesen Regionen ohnehin prekären Arbeitsplatzangebot spürbar, später könnte es auch
Nachteile bei der Einrichtung neuer Infrastrukturen im Kommunikationsbereich und
eine Differenzierung der Preisstruktur (sprich Verteuerung der Leistungen in
peripheren oder dünn besiedelten Gebieten) geben. Von verschiedener Seite wurde
deshalb die Idee eines sogenannten nationalen Kohäsionsfonds ins Spiel gebracht.
Gemäss einer parlamentarischen Initiative Tschäppät (sp, BE; 99.449) soll dieser Fonds
aus den Dividenden des Bundes aus seinen Anteilen bei SBB, Swisscom und Post
gespiesen werden und Konversions- und Innovationsprojekte im Infrastrukturbereich in
den Randregionen finanzieren. Der Nationalrat lehnte diesen von der Linken und etwa
der Hälfte der CVP-Fraktion unterstützten Vorschlag mit 88:84 Stimmen ab.
Standesinitiativen mit ähnlichem Inhalt hatten auch die Kantone Graubünden,
Schaffhausen, Tessin und Wallis eingereicht. Auf Antrag seiner Kommission gab ihnen
der Ständerat keine Folge. Eine wichtige Begründung war die, dass ein solcher Fonds
mit seiner Zweckbindung zu starr wäre. Da der Rat dem Anliegen der peripheren
Kantone aber seine Berechtigung zuerkannte, überwies er eine Motion für die
flächendeckende Versorgung des Landes mit öffentlichen Infrastrukturen (sogenannter
Service public). Der Nationalrat hatte bereits vorher, im Rahmen der Debatte über die

MOTION
DATUM: 05.10.2000
HANS HIRTER
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Legislaturplanung 1999-2003, eine ähnliche, auch vom Ständerat übernommene
Kommissionsmotion (00.3215) gutgeheissen. Der Bundesrat reagierte im Sommer mit
der Ankündigung, dass er dem Parlament einen Kredit von 80 Mio Fr. für vier Jahre
zugunsten von Regionen beantragen werde, welche durch die Privatisierung der
öffentlichen Betriebe besonders stark von Arbeitsplatzabbau betroffen sind. Die Mittel
sollen gezielt zur verbesserten Stellenvermittlung und Umschulung, zur Förderung von
Unternehmensgründungen, zur Vermittlung von Gebäuden und zur Ankurbelung von
innovativen Tourismusprojekten eingesetzt werden. Nach den Plänen der Regierung soll
aber kein neues regionalpolitisches Instrumentarium geschaffen, sondern die Kassen
der bestehenden (IHG, Nachfolge des Bonny-Beschlusses, Innovation im Tourismus)
belastet werden. Der Nationalrat überwies nach dieser Ankündigung ein Postulat
Robbiani (cvp, TI; 00.3442), welches den Bundesrat auffordert, eine Strategie zur
Unterstützung dieser Regionen vorzulegen. 4

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die Zürcher Sozialdemokratin Fehr beantragte mit einer Motion die Schaffung einer
eidgenössischen Erbschafts- und Schenkungssteuer; dies auch deshalb, weil die
Erbschaftssteuer in den letzten Jahren von mehreren Kantonen abgeschafft worden
war. Der daraus erzielte Steuerertrag sollte zur Finanzierung einer Kinderrente
verwendet werden und das System der Kinderzulagen ersetzen. Bei den bürgerlichen
Parteien fand die Motion keine Befürworter. Bührer (fdp, SH) kritisierte unter anderem
die Zweckbindung dieser Steuer. Loepfe (cvp, AI) wehrte sich im Namen der Kantone
gegen den drohenden Entzug von Steuereinnahmen. Beck (lp, VD) erinnerte daran, dass
vererbte Vermögen bereits mehrfach besteuert worden sind. Der Bundesrat hielt fest,
dass die Kompetenz zur Erhebung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer allein bei
den Kantonen liege und beantragte, die Motion abzulehnen. Sollte allerdings die in der
neuen Bundesverfassung verbriefte Harmonisierung der kantonalen Steuern misslingen,
will er sich für die Wiederaufnahme des Begehrens einsetzen. Mit 109 zu 59 Stimmen
wurde die Motion im Rat verworfen. 5

MOTION
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Für ausländische Unternehmen, die im Rahmen der Freizügigkeit bewilligungsfrei
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für höchstens 90 Tagen in die Schweiz
entsenden, steht ein sehr einfaches Meldeverfahren zur Verfügung. Umgekehrt trifft
dies für Schweizer Unternehmen, die im EU-Raum tätig werden wollen, nicht überall zu.
Gerade Nachbarländer der Schweiz verlangen zum Teil sehr komplizierte
Anmeldeprozeduren. Gegenrecht ist also in diesem Bereich noch nicht durchgehend
gewährleistet. Ausgehend von dieser Feststellung forderte der Nationalrat mit einer
überwiesenen Motion Robbiani (cvp, TI) den Bundesrat auf, in der EU im Sinne der
Reziprozität auf eine Vereinfachung bzw. Optimierung der Vorschriften hinzuwirken. 6

MOTION
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Motion Robbiani (cvp, TI) angenommen, die den
Bundesrat auffordert, bei der EU vorstellig zu werden, um übersichtlichere Melde- und
Kontrollverfahren für Arbeitnehmende aus der Schweiz zu fordern, die aufgrund des
Freizügigkeitsabkommens kurzfristig (weniger als 90 Tage) dort beschäftigt sind. Da der
Bundesrat mit der Motion einverstanden war, überwies sie nun auch der Ständerat. 7

MOTION
DATUM: 05.12.2007
MARIANNE BENTELI
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Eine Motion Robbiani (cvp, TI) wollte diejenigen Bestimmungen des gescheiterten
Entwurfs zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung auf
Verordnungsebene wiederaufnehmen, die am stärksten dazu beitragen können, die
Arzneimittelpreise einzudämmen. Aufgenommen werden sollte dabei insbesondere das
Instrument der regelmässigen, dreijährlichen Überprüfung der Arzneimittelpreise. Der
Bundesrat erklärte sich bereit, seinen bestehenden Spielraum auf Verordnungsstufe
auszuschöpfen und eine Regelung vorzubereiten, welche den Rhythmus der
Überprüfung der Arzneimittel bezogen auf deren Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und
Wirtschaftlichkeit zum Gegenstand hat. Der Nationalrat schloss sich der Meinung des
Motionärs und des Bundesrates an und nahm die Motion ebenfalls an. 8

MOTION
DATUM: 19.12.2008
LINDA ROHRER

In Bezug auf die Einsparungen, die bei den Medikamenten gemacht werden könnten,
stimmte der Nationalrat den vom Ständerat im Vorjahr vorgenommenen Abänderungen
der Motionen Heim (sp, SO) und Humbel Näf (cvp, AG) (Mo. 05.3523) für mehr
Preiswettbewerb im Bereich der Mittel- und Gegenstände (Migel) in einen
Prüfungsantrag zu. Eine Motion Diener (glp, ZH) (Mo. 09.3089) wollte den Bundesrat
beauftragen, für den Vertrieb von Arzneimitteln eine preisunabhängige Marge,
differenziert nach Vertriebskanal, festzulegen. Diese sollte auf der Basis einer
effizienten und preisgünstig durchgeführten Vertriebsleistung festgelegt werden. Der
Bundesrat lehnte dieses Begehren ab, da er diese Fragen in der zweiten Etappe der
Revision des Heilmittelgesetzes klären und regeln wollte. Der Ständerat wandte sich mit
einem Stichentscheid des Präsidenten gegen den Willen des Bundesrates und nahm die
Motion an. Der Bundesrat hatte im Vorfeld bereits angekündigt, im Falle einer Annahme
beim Nationalrat eine Abänderung in einen Prüfungsantrag zu beantragen. Aber auch
der Nationalrat nahm die Motion mit 110 zu 52 Stimmen an. Eine Motion Robbiani (cvp,
TI) (Mo. 08.3670) forderte den Bundesrat auf, so rasch wie möglich Massnahmen auf
Verordnungsebene zur Senkung der Arzneimittelpreise zu ergreifen und insbesondere
eine alle drei Jahre erfolgende Überprüfung der Medikamentenpreise anzuordnen. Der
Bundesrat erklärte sich bereit, seinen bereits bestehenden Spielraum auf
Verordnungsstufe auszuschöpfen und eine Regelung vorzubereiten, welche den
Rhythmus der Überprüfung der Arzneimittel bezogen auf deren Wirksamkeit,
Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit zum Gegenstand hat. Der Ständerat nahm die
Motion an. 9

MOTION
DATUM: 04.06.2009
LINDA ROHRER

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Die Bestimmung des Invaliditätsgrades und damit die Höhe der Invalidenrente stützt
sich auf einen Vergleich zwischen dem Einkommen, das die versicherte Person ohne
Gesundheitsschaden erzielen würde, und jenem, das sie mit der ihr verbleibenden
Arbeitsfähigkeit bestenfalls noch erreichen kann. Bei der Ermittlung dieses
Ersatzeinkommens war es immer wieder zu Streitigkeiten gekommen. In einem
Grundsatzurteil hatte das Eidgenössische Versicherungsgericht festgehalten, dass nicht
das Lohnniveau der betreffenden Gegend, sondern die Durchschnittswerte der
Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung massgebend sein sollen, wodurch IV-Rentner
in strukturschwachen Regionen nicht mehr benachteiligt werden. In einer mit
Zustimmung des Bundesrates überwiesenen Motion forderte Robbiani (cvp, TI) die
Landesregierung nun auf, die Vollzugsbestimmungen zum Bundesgesetz über die
Invalidenversicherung anzupassen. 10

MOTION
DATUM: 22.06.2007
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat stimmte der 2007 vom Nationalrat überwiesenen Motion Müller (fdp, SG)
ebenfalls zu. Diese forderte den Bundesrat auf, Massnahmen zu ergreifen, damit den
Patienten der Invalidenversicherung bei öffentlichen und öffentlich subventionierten
Spitälern grundsätzlich die gleichen Tarife und Kosten verrechnet werden wie
denjenigen der obligatorischen Krankenversicherung. Er überwies auch die Motion
(06.3466) Robbiani (cvp, TI) für die Anpassung der Vollzugsbestimmungen zum
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung. 11

MOTION
DATUM: 18.12.2008
LINDA ROHRER
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Krankenversicherung

Diskussionslos lehnte der Nationalrat eine Motion Robbiani (cvp, TI) ab, welche
forderte, dass der Deckungszeitraum der Krankentaggeldversicherung und der
Krankenpflegeversicherung vereinheitlicht werden. Der Bundesrat hatte die Motion zur
Ablehnung empfohlen, da für die Krankentaggeldversicherung kein Obligatorium
bestehe. 12

MOTION
DATUM: 01.10.2010
LUZIUS MEYER

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Eine Motion Robbiani (cvp, TI) ersuchte den Bundesrat, den Mindestansatz für die
Bemessung des Taggeldes anzupassen. Der Grenzbetrag, unterhalb dessen Arbeitslose
80% des versicherten Verdienstes erhalten, war schon seit längerer Zeit unverändert
und sollte mit dieser Motion angepasst werden. Auch der Bundesrat befürwortete eine
solche Anpassung und sah eine Möglichkeit dazu in der laufenden Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Der Nationalrat teilte diese Auffassung jedoch nicht
und lehnte die Motion mit 106 zu 80 Stimmen ab. 13

MOTION
DATUM: 15.09.2009
LINDA ROHRER

Drei weitere Vorstösse zielten auf eine stärkere Einbindung der Unternehmen bei der
Wiedereingliederung von Arbeitslosen. Ein Postulat (09.4298) Hodgers (gp, GE)
verlangte vom Bundesrat, einen Bericht vorzulegen über die Möglichkeiten, denjenigen
Unternehmen Steuererleichterungen zu gewähren, die Lehrstellen anbieten oder
Personen mit IV-Rente oder Langzeitarbeitslose einstellen. Gegen den Willen des
Bundesrates nahm die grosse Kammer das Postulat mit 119 zu 59 Stimmen an. Hingegen
lehnte der Nationalrat eine Motion (09.4261) Robbiani (cvp, TI) mit 111 zu 74 Stimmen ab,
welche für die Arbeitgeber einen Anreiz schaffen wollte, Arbeitslose anstelle von neu
zugewanderten Arbeitskräften einzustellen. Dazu wäre der Bundesrat beauftragt
worden, das Arbeitslosenversicherungsgesetz mit einer Bestimmung zu ergänzen,
wonach Anstellungszuschüsse ausgerichtet werden könnten, wenn in einzelnen
Branchen oder Kantonen, die Arbeitslosigkeit bei 4% oder höher liegt, in diesen
Branchen oder Kantonen der Zustrom an ausländischen Arbeitskräften anhält und der
Arbeitgeber eine arbeitslose Person unbefristet anstellt. Den dritten Vorstoss in diesem
Bereich, eine Motion (10.3604) Ineichen (fdp, LU), welche forderte, dass der Bundesrat
eine Regelung zur Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen unterbreite, analog zu
derjenigen des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung, lehnte der Nationalrat
diskussionslos ab. 14

MOTION
DATUM: 03.03.2010
LUZIUS MEYER

Ein weiteres thematisches Bündel an Vorstössen beschäftigte sich mit der
Arbeitslosenversicherung und deren Auswirkungen auf die verschiedenen Regionen
der Schweiz. Der Nationalrat nahm ein Postulat (09.4283) Fässler-Osterwalder (sp, SG)
an, welches den Bundesrat beauftragte, in einem Bericht darzulegen, wie hoch die
Kostenverlagerungen aufgrund des in der aktuellen Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes vorgesehenen Leistungsabbaus für Kantone und
Gemeinden ausfallen werden. Weniger Erfolg hatten eine Motion (09.4263) Robbiani
(cvp, TI) und eine Motion (10.3744) Berberat (sp, NE). Erstere wollte die Höchstzahl der
Taggelder auf 520 erhöhen, wenn die gesamtschweizerische Arbeitslosenquote
während mindestens sechs Monaten 3,5% übersteigt . Zweitere forderte, dass mittels
einer Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes Unterstützungsmassnahmen für
Regionen, die besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind, wieder eingeführt
werden. 15

MOTION
DATUM: 10.03.2010
LUZIUS MEYER
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Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

In der Herbstsession befasste sich auch der Nationalrat mit der Problematik von
stellenlosen Jugendlichen und jungen Erwachsenen, allerdings wurden die Vorstösse,
welche fast ausschliesslich aus den Reihen der SP stammten, ausnahmslos abgelehnt.
So unter anderem eine Motion Galladé (sp, ZH) zur Ausschöpfung des
Innovationszehntels zugunsten der Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit, eine
Motion Meinrado (cvp, TI) für ausserordentliche Massnahmen zur beruflichen Förderung
von Jugendlichen sowie eine Motion der SP zur Weiterbeschäftigung von Lernenden in
bundesnahen Betrieben. 16

MOTION
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Auch in diesem Berichtsjahr befasste sich das Parlament mit der Lehrstellenknappheit:
Der Ständerat überwies eine im Vorjahr von der grossen Kammer gebilligte Motion
Galladé (sp, ZH) in geänderter Form, wonach der Bundesrat Betriebe, die Lehrstellen
und andere Ausbildungsplätze anbieten, bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vermehrt
berücksichtigen muss; die WAK wollte die Lehrlingsausbildung jedoch nicht wie die
Motionärin als zwingendes Kriterium für das Beschaffungswesen festlegen. Der
Nationalrat hiess diskussionslos Postulate seiner WBK und von Robbiani (cvp, TI) gut.
Ersteres verlangte einen Bericht zu den Defiziten im Lehrstellenbereich (Berufsfelder,
Regionen, Massnahmen, Basislehrjahr), letzteres eine Darstellung der Massnahmen,
welche die Bundesverwaltung zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit ergriffen
habe. In seiner Antwort auf eine dringliche Anfrage der SP-Fraktion erklärte der
Bundesrat, der Bund habe in den letzten sieben Jahren die Anzahl Lehrstellen um 41%
erhöht. Bis Ende 2011 strebe er einen Lernendenanteil von 4% an. Für stellenlose junge
Arbeitnehmende habe er in Zusammenarbeit mit der Arbeitslosenversicherung die
Möglichkeit geschaffen, in der Administration oder in bundesnahen Unternehmungen
ein sechsmonatiges Berufspraktikum zu absolvieren. 17

MOTION
DATUM: 06.03.2006
MAGDALENA BERNATH
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